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Entscheidungsdatum

04.06.2018
Norm

B-VG Art.133 Abs4
Horizontale GAP-Verordnung 819 Abs1
Horizontale GAP-Verordnung 819 Abs4
Horizontale GAP-Verordnung 823 Abs4
Horizontale GAP-Verordnung 89 Abs1
MOG 2007 §6
MOG 2007 §8a Abs2
VWGVG §14 Abs1
VWGVG 8§15 Abs1
VWGVG 824 Abs4
VWGVG §28 Abs1
VwGVG §28 Abs2

1. B-VG Art. 133 heute
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
B-VG Art. 133 gultig ab 01.01.2019zuletzt gedandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 133 gultig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 133 gultig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
B-VG Art. 133 guiltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
B-VG Art. 133 giltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934
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. §19 glltig von 08.05.2015 bis 31.10.2022 aufgehoben durch BGBI. Il Nr. 403/2022

—_

. §19 glltig von 08.05.2015 bis 31.10.2022 aufgehoben durch BGBI. Il Nr. 403/2022

1. 823 giltig von 21.04.2021 bis 31.10.2022 aufgehoben durch BGBI. Il Nr. 403/2022
2. 8§23 gultig von 08.05.2015 bis 20.04.2021

1. 89 glltig von 08.05.2015 bis 31.10.2022 aufgehoben durch BGBI. Il Nr. 403/2022
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1. VWGVG 8§ 14 heute

2. VWGVG § 14 glltig ab 01.07.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 109/2021

3. VwWGVG § 14 glltig von 01.01.2019 bis 30.06.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
4. VwWGVG § 14 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

1. VWGVG 8 15 heute

2. VWGVG § 15 glltig ab 01.07.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 109/2021

3. VwWGVG § 15 glltig von 01.01.2014 bis 30.06.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2013
4. VwGVG § 15 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2013

1. VWGVG § 24 heute

2. VWGVG § 24 glltig ab 01.01.2019zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 138/2017

3. VWGVG § 24 giltig von 01.01.2017 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2017
4. VwGVG 8§ 24 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2016

1. VwWGVG 8 28 heute
VwWGVG 8§ 28 guiltig ab 01.01.2019 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. VwWGVG § 28 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

N

1. VWGVG 8 28 heute
2. VWGVG § 28 glltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. VwGVG § 28 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

Spruch
W1132176611-1/2E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch die Richterin Mag. Katharina David Uber die Beschwerde von XXXX, BNr.
XXXX, gegen den Bescheid der Agrarmarkt Austria vom 05.01.2017, AZ 11/4-DZ/15-5250628010, betreffend die
Gewahrung von Direktzahlungen fur das Antragsjahr 2015 zu Recht:Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch die
Richterin Mag. Katharina David Uber die Beschwerde von rémisch 40 , BNr. rémisch 40 , gegen den Bescheid der
Agrarmarkt Austria vom 05.01.2017, AZ 11/4-DZ/15-5250628010, betreffend die Gewahrung von Direktzahlungen flr
das Antragsjahr 2015 zu Recht:

A)

Die Beschwerde wird als unbegriindet abgewiesen.

B)

Die ordentliche Revision ist nicht zulassig.

Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Verfahrensgangromisch eins. Verfahrensgang

1. Mit Datum vom 08.05.2015 stellte der Beschwerdefiihrer (BF) einen Mehrfachantrag-Flachen fir das Antragsjahr
2015 und beantragte die Zuweisung von Zahlungsanspruchen im Rahmen der Basispramie sowie die Gewahrung von
Direktzahlungen fur das Antragsjahr 2015.

Der Antrag auf Direktzahlungen umfasste auch Flachen der AIm mit der BNr. XXXXDer Antrag auf Direktzahlungen
umfasste auch Flachen der AIm mit der BNr. rémisch 40 .

2. Mit Bescheiden vom 28.04.2016 und 31.08.2016 wurden dem BF Zahlungsanspriche zugewiesen und
Direktzahlungen gewahrt. Sowohl die Heimgutflache als auch die Almfutterflache wurden von der Behérde kontrolliert.
Im Rahmen der Vor-Ort-Kontrolle auf der Alm vom 03.11.2015 wurde eine Flachenabweichung festgestellt. Diese
Abweichung schlug sich in einem sanktionsrelevanten Abzug nieder.

Gegen den zweiten erwahnten Bescheid wurde eine Beschwerde erhoben. Darin wurde zusammengefasst ausgefihrt,
es treffe den BF kein Verschulden an der falschen Beantragung.
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3. Mit angefochtenem Abdanderungsbescheid der AMA vom 05.01.2017 wurden dem BF in Summe 24,2705
Zahlungsanspriiche zugewiesen und Pramien in Hohe von EUR 8.421,77 gewahrt. Die aufschiebende Wirkung der
Beschwerde wurde ausgeschlossen. Die belangte Behorde legte ihrer Entscheidung eine ermittelte beihilfefahige
Flache fir die Basispramie von 66,8852 ha, davon 52,8161 ha Almflache, zugrunde; eine Flache im Ausmal von 4,0353
ha wurde sanktionsrelevant in Abzug gebracht. Der Begriindung ist diesbezlglich zu entnehmen, dass bei einer Vor-
Ort-Kontrolle auf der Alm mit der BNr. XXXX am 03.11.2015 eine anteilige beanstandete Flache von 3,8819 ha
abgezogen worden sei.3. Mit angefochtenem Abanderungsbescheid der AMA vom 05.01.2017 wurden dem BF in
Summe 24,2705 Zahlungsansprtiche zugewiesen und Pramien in Hohe von EUR 8.421,77 gewahrt. Die aufschiebende
Wirkung der Beschwerde wurde ausgeschlossen. Die belangte Behdrde legte ihrer Entscheidung eine ermittelte
beihilfefahige Flache fur die Basispramie von 66,8852 ha, davon 52,8161 ha Almflache, zugrunde; eine Flache im
Ausmal3 von 4,0353 ha wurde sanktionsrelevant in Abzug gebracht. Der Begrindung ist diesbeziglich zu entnehmen,
dass bei einer Vor-Ort-Kontrolle auf der Alm mit der BNr. rémisch 40 am 03.11.2015 eine anteilige beanstandete Flache
von 3,8819 ha abgezogen worden sei.

4. Im Rahmen des vom BF eingebrachten Vorlageantrags verwiese dieser auf seine Beschwerde betreffend das
Antragsjahr 2014 und beantragt, das Ergebnis der Beschwerdeentscheidung auch der gegenstandlichen Entscheidung
zu Grunde zu legen.

5. Die o.a. Vor-Ort-Kontrolle vom 03.11.2015 hatte auch Auswirkungen auf den Beihilfenbetrag im Antragsjahr 2014. Im
dortigen Verfahren wurde vom BF eine Beschwerde eingebracht, die vom Bundesverwaltungsgericht (BVwG)
abgewiesen wurde. Das Ergebnis der Vor-Ort-Kontrolle wurde somit betdtigt und vom BF nicht mehr angefochten,
womit die Entscheidung des BVWG in Rechtskraft erwuchs.

6. Im Rahmen der Beschwerdevorlage am 16.11.2017 fuhrte die AMA im Wesentlichen aus, die ermittelte Abweichung
sei zu berechnen gewesen, da die Vor-Ort-Kontrolle vom 03.11.2015 eine Abweichung ergeben habe.

Die Sanktion sei verhangt worden, da den BF ein Verschulden an der falschen Beantragung treffe. Er kdnne sich nicht
mit Erfolg darauf berufen, er habe auf das Ergebnis der Vor-Ort-Kontrolle aus dem Jahr 2012 vertraut, da er im Jahr
2015 mehr beantragt hatte, namlich 68,63 ha, als die erwdhnte Vor-Ort-Kontrolle mit 67,26 ha ergeben habe.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen: 1. Feststellungen (Sachverhalt)rémisch zwei. Das
Bundesverwaltungsgericht hat erwogen: 1. Feststellungen (Sachverhalt):

Der BF stellte einen Mehrfachantrag-Flachen fur das Antragsjahr 2015 und beantragte die Zuweisung von
Zahlungsansprtchen im Rahmen der Basispramie sowie die Gewahrung von Direktzahlungen fur das Antragsjahr 2015.

Der BF trieb im Antragsjahr 2015 auch Tiere auf seine AlIm mit der BNr. XXXX auf. In Summe beantragte der BF eine
Flache im Ausmal3 von 70,9205 ha, davon 56,6980 ha Almflache.Der BF trieb im Antragsjahr 2015 auch Tiere auf seine
Alm mit der BNr. romisch 40 auf. In Summe beantragte der BF eine Flache im Ausmal3 von 70,9205 ha, davon 56,6980
ha Almflache.

Der BF hat im Antragsjahr 2015 seine Alm mit einer Aimfutterflache von insgesamt 68,6344 ha beantragt. Tatsachlich
war in diesem Jahr auf der AIm nur eine beihilfefahige landwirtschaftliche Nutzflaiche im Ausmal von 63,9353 ha
vorhanden. Nach MaRRgabe der vom BF aufgetrieben Tiere (22,80 RGVE) betragt der auf den BF entfallende Anteil der
Uberbeantragung 3,8819 ha.

Den BF trifft an der falschen Beantragung ein Verschulden.
2. Beweiswurdigung:

Die angefuhrten Feststellungen ergeben sich aus dem vorgelegten Verwaltungsakt und wurden insbesondere
betreffend die beantragten Flachen bzw. den auf den BF entfallenden Anteil der beantragten Almfutterflache von
keiner Verfahrenspartei bestritten.

Die festgestellten Flachenabweichungen auf der Alm des BF mit der BNr. XXXX beruhen auf den Ergebnissen der Vor-
Ort-Kontrolle vom 03.11.2015, denen der BF nicht konkret entgegengetreten ist. Der BF hat insbesondere nicht
dargetan, inwiefern die Beurteilung durch die Priforgane der AMA unzutreffend ware bzw. zu welchem anderen
Ergebnis die Berlcksichtigung der tatsachlichen Gegebenheiten hatte fuhren kénnen (vgl. VwGH 07.10.2013,
2012/17/0165).Die festgestellten Flachenabweichungen auf der AIm des BF mit der BNr. rémisch 40 beruhen auf den
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Ergebnissen der Vor-Ort-Kontrolle vom 03.11.2015, denen der BF nicht konkret entgegengetreten ist. Der BF hat
insbesondere nicht dargetan, inwiefern die Beurteilung durch die Pruforgane der AMA unzutreffend ware bzw. zu
welchem anderen Ergebnis die Berucksichtigung der tatsachlichen Gegebenheiten hatte fuhren kénnen vergleiche
VwWGH 07.10.2013, 2012/17/0165).

Der Verwaltungsgerichtshof hat schon in seinem Erkenntnis vom 15.09.2011, ZI.2011/17/0123, unter Hinweis auf die
Mitwirkungspflicht der Parteien im Verfahren nach dem AVG bei der Ermittlung des mafRgebenden Sachverhaltes
ausgesprochen, dass die belangte Behdrde ohne konkrete ndhere Angaben des Berufungswerbers nicht gehalten ist,
das Ergebnis der fachlich kompetenten Uberprifung vor Ort in Zweifel zu ziehen. Die Behérde ist insbesondere nicht
gehalten, auf Grund bloRer Vermutungen ohne weitere konkrete Anhaltspunkte, in welcher Hinsicht die Beurteilung im
Rahmen der Vor-Ort-Kontrolle unzutreffend wére, eine neuerliche Uberpriifung durchzufithren (vgl. VwGH 07.10.2013,
2013/17/0541).Der Verwaltungsgerichtshof hat schon in seinem Erkenntnis vom 15.09.2011, Z1.2011/17/0123, unter
Hinweis auf die Mitwirkungspflicht der Parteien im Verfahren nach dem AVG bei der Ermittlung des maRgebenden
Sachverhaltes ausgesprochen, dass die belangte Behorde ohne konkrete nahere Angaben des Berufungswerbers nicht
gehalten ist, das Ergebnis der fachlich kompetenten Uberprifung vor Ort in Zweifel zu ziehen. Die Behérde ist
insbesondere nicht gehalten, auf Grund blofRer Vermutungen ohne weitere konkrete Anhaltspunkte, in welcher
Hinsicht die Beurteilung im Rahmen der Vor-Ort-Kontrolle unzutreffend ware, eine neuerliche Uberpriifung
durchzufuhren vergleiche VwGH 07.10.2013, 2013/17/0541).

Zu den Ausfihrungen des BF betreffend ein mangelndes Verschulden ist darauf hinzuweisen, dass die Angabe des BF,
er habe sich bei der Beantragung am Ergebnis einer friiheren Vor-Ort-Kontrolle orientiert, nicht Uberzeugend ist. Das
Ergebnis der Vor-Ort-Kontrolle aus dem Jahr 2012 hat eine beihilfefahige Almfutterflache im Ausmal von 67,26 ha
ergeben. Der BF hat im Antragsjahr 2015 aber mehr Flache, namlich 68,63 ha, beantragt. Der BF hat auch nicht
dargetan, mit welcher Begriindung er mehr Flache beantragt hat, als die letzte Vor-Ort-Kontrolle ergeben hat. Die Vor-
Ort-Kontrolle 2015 hat im Ubrigen noch weniger Futterfliche ergeben, wie oben bereits ausgefiihrt, namlich 63,9353
ha. Der BF tragt somit ein Verschulden an der falschen Beantragung der Almfutterflache.

3. Rechtliche Beurteilung:
3.1. Zur Zustandigkeit und zum Verfahren:

Gemald Art. 131 Abs. 2 B-VG erkennt das Verwaltungsgericht des Bundes Uber Beschwerden in Rechtssachen in
Angelegenheiten der Vollziehung des Bundes, die unmittelbar von Bundesbehdrden besorgt werden. Gemald 8 1 AMA-
Gesetz 1992, BGBI. 376/1992 idFBGBI. | Nr. 46/2014, iVm 8 6 Marktordnungsgesetz 2007 (MOG 2007),BGBI. | Nr.
55/2007 idFBGBI. | Nr. 89/2015, erfolgt die Abwicklung der landwirtschaftlichen Direktzahlungen durch die AMA im
Rahmen der unmittelbaren Bundesverwaltung.GemaR Artikel 131, Absatz 2, B-VG erkennt das Verwaltungsgericht des
Bundes Uber Beschwerden in Rechtssachen in Angelegenheiten der Vollziehung des Bundes, die unmittelbar von
Bundesbehorden besorgt werden. Gemal? Paragraph eins, AMA-Gesetz 1992, Bundesgesetzblatt 376 aus 1992, in der
Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 46 aus 2014,, in Verbindung mit Paragraph 6, Marktordnungsgesetz 2007
(MOG 2007), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 55 aus 2007, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 89 aus 2015,,
erfolgt die Abwicklung der landwirtschaftlichen Direktzahlungen durch die AMA im Rahmen der unmittelbaren
Bundesverwaltung.

3.2.In der Sache:
a) MalR3gebliche Rechtsgrundlagen in der fur das betroffene Antragsjahr maligeblichen Fassung:

Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013, ABI. L 347 vom
20.12.2013, S. 608, im Folgenden VO (EU) 1307/2013:Verordnung (EU) Nr. 1307 aus 2013, des Europaischen Parlaments
und des Rates vom 17. Dezember 2013, Amtsblatt L 347 vom 20.12.2013, S. 608, im Folgenden VO (EU) 1307/2013:

"Artikel 21
Zahlungsanspriche

(1) Die Basispramienregelung kann von Betriebsinhabern in Anspruch genommen werden, die
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a) Zahlungsanspruche im Rahmen der vorliegenden Verordnung durch Zuweisung gemal? Artikel 20 Absatz 4, durch
Erstzuweisung nach MalBgabe der Artikel 24 oder Artikel 39, durch Zuweisung aus der nationalen Reserve oder den
regionalen Reserven gemaR Artikel 30 oder durch Ubertragung gemaR Artikel 34 erhalten [...].

(2) Die Gultigkeit der im Rahmen der Betriebspramienregelung gemal3 der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 und der
Verordnung (EG) Nr. 73/2009 erhaltenen Zahlungsanspriche lduft am 31. Dezember 2014 ab.(2) Die Gultigkeit der im
Rahmen der Betriebspramienregelung gemal’ der Verordnung (EG) Nr. 1782 aus 2003, und der Verordnung (EG) Nr. 73
aus 2009, erhaltenen Zahlungsanspriche lauft am 31. Dezember 2014 ab.

[.1."
"Artikel 32
Aktivierung von Zahlungsansprichen

(1) Eine Stitzung im Rahmen der Basispramienregelung wird den Betriebsinhabern bei Aktivierung eines
Zahlungsanspruchs je beihilfefahige Hektarflache mittels Anmeldung gemaR Artikel 33 Absatz 1 in dem Mitgliedstaat, in
dem der Zahlungsanspruch zugewiesen wurde, gewahrt. Bei aktivierten Zahlungsansprichen besteht Anspruch auf die
jahrliche Zahlung der darin festgesetzten Betrage, unbeschadet der Anwendung von Haushaltsdisziplin, Kirzung von
Zahlungen gemaR Artikel 11 sowie linearen Kurzungen gemaf Artikel 7, Artikel 51 Absatz 2 und Artikel 65 Absatz 2
Buchstabe c der vorliegenden Verordnung sowie der Anwendung von Artikel 63 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013.(1)
Eine Stutzung im Rahmen der Basispramienregelung wird den Betriebsinhabern bei Aktivierung eines
Zahlungsanspruchs je beihilfefahige Hektarflache mittels Anmeldung gemaR Artikel 33 Absatz 1 in dem Mitgliedstaat, in
dem der Zahlungsanspruch zugewiesen wurde, gewahrt. Bei aktivierten Zahlungsansprtichen besteht Anspruch auf die
jahrliche Zahlung der darin festgesetzten Betrage, unbeschadet der Anwendung von Haushaltsdisziplin, Kirzung von
Zahlungen gemald Artikel 11 sowie linearen Kirzungen gemalRd Artikel 7, Artikel 51 Absatz 2 und Artikel 65 Absatz 2
Buchstabe c der vorliegenden Verordnung sowie der Anwendung von Artikel 63 der Verordnung (EU) Nr. 1306 aus
2013,.

(2) Im Sinne dieses Titels bezeichnet der Begriff "beihilfefahige Hektarflache"
a) jede landwirtschaftliche Flache des Betriebs, [...].

Artikel 33

Anmeldung der beihilfefahigen Hektarflachen

(1) Fur die Zwecke der Aktivierung von Zahlungsansprichen nach Artikel 32 Absatz 1 meldet der Betriebsinhaber die
Parzellen an, die der beihilfefdhigen Hektarflache flr jeden Zahlungsanspruch entsprechen. AuBer im Falle hoherer
Gewalt oder aulRergewdhnlicher Umstande mussen die angemeldeten Parzellen dem Betriebsinhaber zu einem vom
Mitgliedstaat festzusetzenden Zeitpunkt zur Verfugung stehen, der jedoch nicht nach dem in demselben Mitgliedstaat
festgesetzten Zeitpunkt fir die Anderung des Beihilfeantrags geméaR Artikel 72 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr.
1306/2013 liegen darf.(1) Fur die Zwecke der Aktivierung von Zahlungsanspriichen nach Artikel 32 Absatz 1 meldet der
Betriebsinhaber die Parzellen an, die der beihilfefahigen Hektarflache fur jeden Zahlungsanspruch entsprechen. AulBer
im Falle héherer Gewalt oder auBergewdéhnlicher Umstande mussen die angemeldeten Parzellen dem Betriebsinhaber
zu einem vom Mitgliedstaat festzusetzenden Zeitpunkt zur Verfiigung stehen, der jedoch nicht nach dem in demselben
Mitgliedstaat festgesetzten Zeitpunkt fir die Anderung des Beihilfeantrags gemaR Artikel 72 Absatz 1 der Verordnung
(EU) Nr. 1306 aus 2013, liegen darf.

"Artikel 43
Allgemeine Vorschriften

(1) Betriebsinhaber, die Anrecht auf eine Zahlung im Rahmen der Basispramienregelung oder der Regelung fur die
einheitliche Flachenzahlung haben, muissen auf allen ihren beihilfefahigen Hektarflachen im Sinne von Artikel 32
Absétze 2 bis 5 die in Absatz 2 des vorliegenden Artikels genannten dem Klima- und Umweltschutz férderlichen
Landbewirtschaftungsmethoden oder die in Absatz 3 des vorliegenden Artikels genannten gleichwertigen Methoden
einhalten.

[..]."



Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 Uber die
Finanzierung, die Verwaltung und das Kontrollsystem der Gemeinsamen Agrarpolitik, ABl. L 347 vom 20.12.2013, S.
549, im Folgenden VO (EU) 1306/2013:Verordnung (EU) Nr. 1306 aus 2013, des Europaischen Parlaments und des Rates
vom 17. Dezember 2013 tber die Finanzierung, die Verwaltung und das Kontrollsystem der Gemeinsamen Agrarpolitik,
Amtsblatt L 347 vom 20.12.2013, S. 549, im Folgenden VO (EU) 1306/2013:

"Artikel 77
Anwendung von Verwaltungssanktionen

(1) Hinsichtlich der Verwaltungssanktionen nach Artikel 63 Absatz 2 gilt dieser Artikel im Falle der Nichteinhaltung in
Bezug auf Forderkriterien, Auflagen oder andere Verpflichtungen, die sich aus der Anwendung der in Artikel 67 Absatz

2 genannten Stutzungsregelungen ergeben.

(2) Verwaltungssanktionen werden nicht verhangt,

[..I

d) wenn die betroffene Person die zustandige Behorde davon Uberzeugen kann, dass sie nicht die Schuld fur den
Verstol3 gegen die Verpflichtungen nach Absatz 1 tragt, oder wenn die zustandige Behdrde auf andere Weise zu der
Uberzeugung gelangt, dass die betroffene Person keine Schuld tragt;

[..]."

Durchfuhrungsverordnung (EU) Nr. 809/2014 der Kommission vom 17. Juli 2014 mit Durchfihrungsbestimmungen zur
Verordnung (EU) Nr. 1306/2013, ABI. L 227 vom 31.7.2014, S. 69, im Folgenden VO (EU)
809/2014:Durchfihrungsverordnung (EU) Nr. 809 aus 2014, der Kommission vom 17. Juli 2014 mit
Durchfuhrungsbestimmungen zur Verordnung (EU) Nr. 1306 aus 2013,, Amtsblatt L 227 vom 31.7.2014, S. 69, im
Folgenden VO (EU) 809/2014:

"Artikel 14
Inhalt des Sammelantrags oder des Zahlungsantrags

(1) Der Sammelantrag oder Zahlungsantrag muss alle zur Feststellung der Beihilfe- und/oder Forderfahigkeit
erforderlichen Informationen enthalten, insbesondere

a) die Identitat des Beglnstigten;

b) Einzelheiten zu den betreffenden Direktzahlungsregelungen und/oder MaBnahmen zur Entwicklung des landlichen

Raums;

c) fur die Zwecke der Basispramienregelung die Bestimmung der Zahlungsanspriche entsprechend dem System zur
Identifizierung und Registrierung gemaf3 Artikel 7 der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 640/2014;c) fur die Zwecke der
Basispramienregelung die Bestimmung der Zahlungsanspruche entsprechend dem System zur Identifizierung und
Registrierung gemal? Artikel 7 der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 640 aus 2014,;

d) zweckdienliche Angaben zur eindeutigen Identifizierung aller landwirtschaftlichen Parzellen des Betriebs, ihre Flache
ausgedruckt in Hektar auf zwei Dezimalstellen genau, ihre Lage und, wenn gefordert, genauere Angaben zur Nutzung
der landwirtschaftlichen Parzellen;

[.]."

"Artikel 39

Prufung der Férdervoraussetzungen
[...].

(2) Bei Dauergrunland, das abgeweidet werden kann und einen Teil der etablierten lokalen Praktiken darstellt, wo
Graser und andere Griunfutterpflanzen traditionell nicht in Weidegebieten vorherrschen, kann der
Verringerungskoeffizient gemald Artikel 32 Absatz 5 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 gegebenenfalls auf die gemafR
Artikel 38 der vorliegenden Verordnung vermessene beihilfefdhige Flache angewendet werden. Wird eine Flache
gemeinsam genutzt, so teilen die zustandigen Behorden diese entsprechend der Nutzung oder den Nutzungsrechten



auf die einzelnen Beglnstigten auf.(2) Bei Dauergruinland, das abgeweidet werden kann und einen Teil der etablierten
lokalen Praktiken darstellt, wo Graser und andere Grunfutterpflanzen traditionell nicht in Weidegebieten
vorherrschen, kann der Verringerungskoeffizient gemald Artikel 32 Absatz 5 der Verordnung (EU) Nr. 1307 aus 2013,
gegebenenfalls auf die gemal Artikel 38 der vorliegenden Verordnung vermessene beihilfefahige Flache angewendet
werden. Wird eine Flache gemeinsam genutzt, so teilen die zustandigen Behorden diese entsprechend der Nutzung
oder den Nutzungsrechten auf die einzelnen Begunstigten auf.

[..]."

Delegierte Verordnung (EU) Nr. 640/2014 der Kommission vom 11. Marz 2014 zur Erganzung der Verordnung (EU) Nr.
1306/2013, ABI. L 181 vom 20.6.2014, S. 48, im Folgenden VO (EU) 640/2014:Delegierte Verordnung (EU) Nr. 640 aus
2014, der Kommission vom 11. Marz 2014 zur Ergédnzung der Verordnung (EU) Nr. 1306 aus 2013,, Amtsblatt L 181 vom
20.6.2014, S. 48, im Folgenden VO (EU) 640/2014:

"Artikel 2
Begriffsbestimmungen

(1) Fur die Zwecke des integrierten Systems im Sinne von Artikel 67 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 gelten
die Begriffsbestimmungen in Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 und Artikel 67 Absatz 4 der
Verordnung (EU) Nr. 1306/2013.(1) Fur die Zwecke des integrierten Systems im Sinne von Artikel 67 Absatz 1 der
Verordnung (EU) Nr. 1306 aus 2013, gelten die Begriffsbestimmungen in Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr.
1307 aus 2013, und Artikel 67 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 1306 aus 2013,.

Zudem gelten folgende Begriffsbestimmungen:

[..].
23. "ermittelte Flache":

a) im Rahmen flachenbezogener Beihilferegelungen die Flache, die alle Forderkriterien oder anderen Auflagen im
Zusammenhang mit den Voraussetzungen fur die Beihilfegewahrung erfillt, ungeachtet der Zahl der
Zahlungsansprtiche, Uber die der Beglnstigte verflgt, oder

[...]

24, ‘"geografisches Informationssystem" (nachstehend "GIS"): die computergestitzten geografischen
Informationssystemtechniken im Sinne von Artikel 70 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013;24. "geografisches
Informationssystem" (nachstehend "GIS"): die computergestutzten geografischen Informationssystemtechniken im
Sinne von Artikel 70 der Verordnung (EU) Nr. 1306 aus 2013,;

25. "Referenzparzelle": die geografisch abgegrenzte Flache mit einer individuellen, im System zur ldentifizierung
landwirtschaftlicher Parzellen registrierten Identifizierungsnummer im Sinne von Artikel 70 der Verordnung (EU) Nr.
1306/2013;25. "Referenzparzelle": die geografisch abgegrenzte Flache mit einer individuellen, im System zur
Identifizierung landwirtschaftlicher Parzellen registrierten Identifizierungsnummer im Sinne von Artikel 70 der
Verordnung (EU) Nr. 1306 aus 2013,;

[...]."
"Artikel 5
Identifizierung landwirtschaftlicher Parzellen

(1) Das System zur Identifizierung landwirtschaftlicher Parzellen nach Artikel 70 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013
wird auf Ebene von Referenzparzellen angewendet. Eine Referenzparzelle umfasst eine Einheit einer Flache, die der
landwirtschaftlichen Flache im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe e der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 entspricht.
Gegebenenfalls umfasst eine Referenzparzelle auch Flachen gemaR Artikel 32 Absatz 2 Buchstabe b der Verordnung
(EU) Nr. 1307/2013 und landwirtschaftliche Flachen gemal? Artikel 28 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013.(1)
Das System zur Identifizierung landwirtschaftlicher Parzellen nach Artikel 70 der Verordnung (EU) Nr. 1306 aus 2013,
wird auf Ebene von Referenzparzellen angewendet. Eine Referenzparzelle umfasst eine Einheit einer Flache, die der
landwirtschaftlichen Flache im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe e der Verordnung (EU) Nr. 1307 aus 2013,



entspricht. Gegebenenfalls umfasst eine Referenzparzelle auch Flachen gemal Artikel 32 Absatz 2 Buchstabe b der
Verordnung (EU) Nr. 1307 aus 2013, und landwirtschaftliche Flachen gemald Artikel 28 Absatz 2 der Verordnung (EU)
Nr. 1305 aus 2013,.

Die Mitgliedstaaten grenzen die Referenzparzelle so ab, dass die Referenzparzelle messbar und eine eindeutige
individuelle Lokalisierung der einzelnen jahrlich gemeldeten landwirtschaftlichen Parzellen mdoglich ist und
grundsatzlich zeitliche Stabilitat gewahrleistet wird.

(2) Die Mitgliedstaaten stellen auch sicher, dass die angemeldeten landwirtschaftlichen Parzellen zuverlassig
identifiziert werden. Sie machen insbesondere zur Auflage, dass die Beihilfe- und Zahlungsantrage Angaben enthalten
oder ihnen Unterlagen beigeflgt sind, die von der zustandigen Behdrde naher festgelegt werden und mit deren Hilfe
sich die einzelnen landwirtschaftlichen Parzellen lokalisieren und vermessen lassen. Die Mitgliedstaaten mussen fur
jede Referenzparzelle

a) eine beihilfefahige Hochstflache fur die Stutzungsregelungen gemdall Anhang | der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013
festlegen;a) eine beihilfefahige Hochstflache fur die Stiutzungsregelungen gemal? Anhang romisch eins der Verordnung
(EU) Nr. 1307 aus 2013, festlegen;

[...]."
"Artikel 10
Pro-rata-System fur Dauergriunland mit Landschaftselementen und Baumen

(1) Die Mitgliedstaaten kénnen beschlieBen, auf Dauergrinland, das mit nichtbeihilfefahigen Elementen wie
Landschaftselementen oder Bdumen durchsetzt ist, ein Pro-rata-System anzuwenden, um innerhalb der
Referenzparzelle die beihilfefahige Flache zu ermitteln.

Das Pro-rata-System gemaR Unterabsatz 1 umfasst verschiedene Kategorien homogener Bodenbedeckung, auf die ein
Verringerungskoeffizient angewendet wird, der auf dem Anteil nichtbeihilfefahiger Fldchen basiert. Die Kategorie mit
dem niedrigsten Prozentanteil an nichtbeihilfefdhiger Flache darf nicht mehr als 10 % der gesamten
nichtbeihilfefdhigen Flache ausmachen; auf diese Kategorie wird kein Verringerungskoeffizient angewendet.

[...]."
"Artikel 18
Berechnungsgrundlage in Bezug auf flachenbezogene Zahlungen

(1) Fur Beihilfeantrage im Rahmen der Basispramienregelung, der Kleinerzeugerregelung, der Umverteilungspramie,
der Zahlung fur Gebiete mit naturbedingten Benachteiligungen und gegebenenfalls der Regelung fur Junglandwirte in
den Mitgliedstaaten, die die Basispramienregelung anwenden, gilt Folgendes:

[...]

(5) Ist im Falle von Beihilfeantrdgen und/oder Zahlungsantragen fur fldchenbezogene Beihilferegelungen oder
Stutzungsmalnahmen die ermittelte Flache einer Kulturgruppe groRRer als die im Beihilfeantrag angemeldete Flache,
so wird fur die Berechnung der Beihilfe die angemeldete Flache herangezogen.

(6) Ist im Falle von Beihilfeantrdgen und/oder Zahlungsantragen fur fldchenbezogene Beihilferegelungen oder
Stutzungsmalnahmen die angemeldete Flache grof3er als die ermittelte Flache fur eine Kulturgruppe gemaR Artikel 17
Absatz 1, so wird die Beihilfe oder Stitzung unbeschadet etwaiger nach Artikel 19 vorzunehmender
Verwaltungssanktionen auf der Grundlage der fur diese Kulturgruppe ermittelten Flache berechnet.

[..]

(7) Far die Berechnung der Beihilfe im Rahmen der Basispramienregelung wird der Durchschnitt der Werte der
verschiedenen Zahlungsanspruche im Verhaltnis zu der jeweils angemeldeten Flache berucksichtigt.

"Artikel 19a

Verwaltungssanktionen bei Ubererkldrungen von Flichen fir die Basispramienregelung, die Regelung fir die
einheitliche Flachenzahlung, die Umverteilungspramie, die Regelung fur Junglandwirte, die Zahlung fur Gebiete mit
naturbedingten Benachteiligungen, die Kleinerzeugerregelung, die Zahlungen im Rahmen der Natura-2000- und der



Wasserrahmenrichtlinie und die Zahlungen fur aus naturbedingten oder anderen spezifischen Griinden benachteiligte
Gebiete

(1) Ubersteigt bei einer Kulturgruppe geméaR Artikel 17 Absatz 1 die fir die Beihilferegelungen gemaR Titel Il Kapitel 1,
2, 4 und 5 und Titel V der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 und fur die StitzungsmalRnahmen gemal3 den Artikeln 30
und 31 der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 gemeldete Flache die gemal3 Artikel 18 der vorliegenden Verordnung
ermittelte Flache, so wird die Beihilfe oder Stutzung auf der Grundlage der ermittelten Flache berechnet und um das
1,5fache der festgestellten Differenz gekirzt, wenn diese Differenz mehr als 3 % der ermittelten Flache oder mehr als 2
ha betragt.(1) Ubersteigt bei einer Kulturgruppe gemaR Artikel 17 Absatz 1 die fir die Beihilferegelungen gemaR Titel
rémisch drei Kapitel 1, 2, 4 und 5 und Titel romisch funf der Verordnung (EU) Nr. 1307 aus 2013, und fur die
StutzungsmalBnahmen gemald den Artikeln 30 und 31 der Verordnung (EU) Nr. 1305 aus 2013, gemeldete Flache die
gemal Artikel 18 der vorliegenden Verordnung ermittelte Flache, so wird die Beihilfe oder Stitzung auf der Grundlage
der ermittelten Flache berechnet und um das 1,5fache der festgestellten Differenz gekirzt, wenn diese Differenz mehr
als 3 % der ermittelten Flache oder mehr als 2 ha betragt.

Die Verwaltungssanktion darf sich nicht auf mehr als 100 % der auf der Grundlage der gemeldeten Flache berechneten
Betrage belaufen.

[..]."

Marktordnungsgesetz 2007 (MOG 2007), BGBI. | Nr. 55/2007 idF BGBI. | Nr. 189/2013:Marktordnungsgesetz 2007 (MOG
2007), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 55 aus 2007, in der Fassung BGBI. rémisch eins Nr. 189/2013:

"Basispramie
§ 8a. [...].Paragraph 8 a, [...].

(2) Fur die Erstzuweisung von Zahlungsansprichen fur Almen und Hutweiden und bei der Zuweisung gemal3 Art. 30
Abs. 6 und 7 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 werden in Anwendung des Art. 24 Abs. 6 der Verordnung (EU) Nr.
1307/2013 die beihilfefahigen Flachen mit einem Verringerungskoeffizienten von 80 % herangezogen.(2) Fir die
Erstzuweisung von Zahlungsansprichen fir Almen und Hutweiden und bei der Zuweisung gemal3 Artikel 30, Absatz 6
und 7 der Verordnung (EU) Nr. 1307 aus 2013, werden in Anwendung des Artikel 24, Absatz 6, der Verordnung (EU) Nr.
1307 aus 2013, die beihilfefahigen Flachen mit einem Verringerungskoeffizienten von 80 % herangezogen.

[..]."

Verordnung des Bundesministers fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft mit horizontalen Regeln
far den Bereich der Gemeinsamen Agrarpolitik (Horizontale GAP-Verordnung), BGBI. Il Nr. 100/2015Verordnung des
Bundesministers fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft mit horizontalen Regeln fur den Bereich
der Gemeinsamen Agrarpolitik (Horizontale GAP-Verordnung), BGBI. rémisch zwei Nr. 100/2015:

"Absehen von Verwaltungssanktionen

§ 9. (1) Ein Nachweis flr ein Absehen von Verwaltungssanktionen gemaR Art. 77 Abs. 2 der Verordnung (EU) Nr.
1306/2013 kann insbesondere erbracht werden durch konkrete Darlegung, dass und in welchem Ausmal3 bei der
Beantragung der FlachenParagraph 9, (1) Ein Nachweis firr ein Absehen von Verwaltungssanktionen gemaf3 Artikel 77,
Absatz 2, der Verordnung (EU) Nr. 1306 aus 2013, kann insbesondere erbracht werden durch konkrete Darlegung, dass
und in welchem AusmaR bei der Beantragung der Flachen

1. auf das Ergebnis der letzten vorangegangenen Vor-Ort-Kontrolle vertraut werden durfte,
2. das Erkennen, dass die Referenzparzelle unrichtig war, nicht zumutbar war,
3. die Unrichtigkeit der Digitalisierung nicht erkannt werden konnte,

4. die Abweichungen der Digitalisierung zum Ergebnis der Vor-Ort-Kontrolle, das mit neueren technischen Hilfsmitteln
festgestellt wurde, nicht erkennbar waren oder

5. die Digitalisierung mit den EU-rechtlichen Vorgaben zur beihilfefahigen Flache sowie bei Almen mit den Vorgaben
gemal § 19 bzw. bei Hutweiden mit den Vorgaben gemald § 22 Abs. 1 Z 9 lit. a in Einklang steht.5. die Digitalisierung mit
den EU-rechtlichen Vorgaben zur beihilfefahigen Flache sowie bei Almen mit den Vorgaben gemal3 Paragraph 19, bzw.
bei Hutweiden mit den Vorgaben gemald Paragraph 22, Absatz eins, Ziffer 9, Litera a, in Einklang steht.


https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2007/55
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2013/189
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/II/2015/100

[...]."
"Ausmal3 der beihilfefahigen Flache bei Almen (Pro-rata-System)

8 19. (1) Fur Almen werden innerhalb der Referenzparzelle zur Beweidung geeignete Teilflachen mit einheitlicher
Bodenbedeckung gebildet und wird in Anwendung des Art. 10 der Verordnung (EU) Nr. 640/2014 das Ausmal3 der
beihilfefahigen Flache nach Maligabe der Abs. 2 bis 4 ermittelt.Paragraph 19, (1) Fir Almen werden innerhalb der
Referenzparzelle zur Beweidung geeignete Teilflaichen mit einheitlicher Bodenbedeckung gebildet und wird in
Anwendung des Artikel 10, der Verordnung (EU) Nr. 640 aus 2014, das Ausmald der beihilfefahigen Flache nach
MaRBgabe der Absatz 2 bis 4 ermittelt.

[...J.
(4) Auf den Teilflachen wird

1. fur alle nicht-beihilfefahigen Elemente - ausgenommen Baume - entsprechend dem Vorhandensein dieser Elemente
ein in 10%-Schritte gegliederter und jeweils auf die nachste 10%-Stufe aufgerundeter Verringerungskoeffizient und

2. fir Bdume entsprechend dem Grad der Uberschirmung
a) bis héchstens 20% Uberschirmung kein Verringerungskoeffizient,

b) bei einem Bestand mit Baumen, wie Larchen oder Ahorn, der einen beinahe vollstandigen beweidbaren Bewuchs
zulasst, ein Verringerungskoeffizient von 10%,

c) von mehr als 20% bis héchstens 50% Uberschirmung ein Verringerungskoeffizient von 30%,

d) von mehr als 50% bis héchstens 80% Uberschirmung ein Verringerungskoeffizient von 70% und
e) bei mehr als 80% Uberschirmung ein Verringerungskoeffizient von 100%

angewendet."

"Besondere Vorschriften fur bestimmte Nutzungen

§ 23.[...].Paragraph 23, [...].

(4) Gemeinsam genutzte Almflachen werden unter sinngemaRer Anwendung des § 13 Abs. 1, 2 und 4 der
Direktzahlungs-Verordnung 2015 entsprechend der Anzahl der ordnungsgemal3 gemeldeten und mindestens 60 Tage
gealpten Tiere (Rinder, Schafe, Ziegen und Pferde), ausgedriickt in RGVE, anteilig den einzelnen Betriebsinhabern
zugeteilt. Werden Tiere auf mehrere Almen aufgetrieben, so erfolgt eine Zuteilung der Tiere auf die Alm, wo sie am
langsten aufgetrieben werden. Vorzeitig abgetriebene Tiere kdnnen anerkannt werden, wenn sie wieder aufgetrieben
oder durch Tiere derselben Kategorie ersetzt werden, sofern die Unterbrechung der Alpungsdauer nicht mehr als zehn
Kalendertage betragt und die Meldung binnen 15 Tagen ab Wiederauftrieb erfolgt. Gleiches gilt fir die Meldung von
Tierbewegungen von einer Alm auf eine andere Alm. Diese Regelung ist sinngemaR auch flr
Gemeinschaftsweideflaichen anzuwenden."(4) Gemeinsam genutzte Almflachen werden unter sinngemaRer
Anwendung des Paragraph 13, Absatz eins, 2 und 4 der Direktzahlungs-Verordnung 2015 entsprechend der Anzahl der
ordnungsgemal’ gemeldeten und mindestens 60 Tage gealpten Tiere (Rinder, Schafe, Ziegen und Pferde), ausgedrickt
in RGVE, anteilig den einzelnen Betriebsinhabern zugeteilt. Werden Tiere auf mehrere Almen aufgetrieben, so erfolgt
eine Zuteilung der Tiere auf die Alm, wo sie am langsten aufgetrieben werden. Vorzeitig abgetriebene Tiere kénnen
anerkannt werden, wenn sie wieder aufgetrieben oder durch Tiere derselben Kategorie ersetzt werden, sofern die
Unterbrechung der Alpungsdauer nicht mehr als zehn Kalendertage betragt und die Meldung binnen 15 Tagen ab
Wiederauftrieb erfolgt. Gleiches gilt fir die Meldung von Tierbewegungen von einer Alm auf eine andere Alm. Diese

Regelung ist sinngemal auch fur Gemeinschaftsweideflachen anzuwenden."
b) Rechtliche Wiirdigung:

Mit dem Antragsjahr 2015 wurde die Einheitliche Betriebspramie von der Basispramie und mehreren erganzenden
Zahlungen, insb. der Zahlung fir dem Klima- und Umweltschutz férderliche Landbewirtschaftungsmethoden (=
Okologisierungszahlung bzw. "Greeningpramie"), abgelést. Dariiber hinaus kann seither eine gekoppelte Stutzung

gewahrt werden.



Im vorliegenden Fall ist der BF mit dem Ergebnis der Vor-Ort-Kontrolle vom 03.11.2015 "nicht einverstanden" und
wendet mangelndes Verschulden (an einer Uberbeantragung) ein, da er sich auf das Ergebnis der Vor-Ort-Kontrolle im
Jahr 2012 verlassen habe.

Soweit der BF dem Ergebnis der Vor-Ort-Kontrolle auf seiner Alm am 03.11.2015 entgegengetreten ist, hat er es
unterlassen, schlagbezogen konkret darzulegen, aufgrund welcher Umstande von der Unrichtigkeit des Ergebnisses
der Vor-Ort-Kontrolle auszugehen wére, welche Uberschirmungs- bzw. NLN-Faktoren dem Bescheid aus welchem
Grund richtigerweise zugrunde zu legen gewesen waren bzw. zu welchem anderen Ergebnis die Berucksichtigung der
tatsachlichen Gegebenheiten hatte fihren kénnen (vgl. VwGH 07.10.2013, 2012/17/0165). Da sich auch sonst keine
hinreichenden Anhaltspunkte fir die Unrichtigkeit des Ermittlungsergebnisses der belangten Behorde ergeben haben,
war dieses der vorliegenden Entscheidung zugrunde zu legen.Soweit der BF dem Ergebnis der Vor-Ort-Kontrolle auf
seiner AlIm am 03.11.2015 entgegengetreten ist, hat er es unterlassen, schlagbezogen konkret darzulegen, aufgrund
welcher Umstande von der Unrichtigkeit des Ergebnisses der Vor-Ort-Kontrolle auszugehen ware, welche
Uberschirmungs- bzw. NLN-Faktoren dem Bescheid aus welchem Grund richtigerweise zugrunde zu legen gewesen
waren bzw. zu welchem anderen Ergebnis die Berucksichtigung der tatsachlichen Gegebenheiten hatte fuhren kénnen
vergleiche VwGH 07.10.2013, 2012/17/0165). Da sich auch sonst keine hinreichenden Anhaltspunkte fur die
Unrichtigkeit des Ermittlungsergebnisses der belangten Behodrde ergeben haben, war dieses der vorliegenden
Entscheidung zugrunde zu legen.

Nach der Rechtsprechung des VWGH kann von der Verhangung von Sanktionen Abstand genommen werden, wenn
sich der Antragsteller auf das Ergebnis einer vorangegangenen Vor-Ort-Kontrolle verlassen konnte; vgl. VwGH
16.11.2011, 2011/17/0147. Wie sich aus den Feststellungen und der Beweiswurdigung ergibt, hat sich der BF aber nicht
auf das Ergebnis der Vor-Ort-Kontrolle 2012 gestutzt, sondern mehr Flache beantragt, obwohl die Vor-Ort-Kontrolle
2015 noch einmal weniger Almfutterflache ergeben hat. Es wurden daher zu Recht Sanktionen von der Behérde
verhangt.Nach der Rechtsprechung des VwWGH kann von der Verhangung von Sanktionen Abstand genommen werden,
wenn sich der Antragsteller auf das Ergebnis einer vorangegangenen Vor-Ort-Kontrolle verlassen konnte; vergleiche
VwGH 16.11.2011, 2011/17/0147. Wie sich aus den Feststellungen und der Beweiswurdigung ergibt, hat sich der BF
aber nicht auf das Ergebnis der Vor-Ort-Kontrolle 2012 gestitzt, sondern mehr Flache beantragt, obwohl die Vor-Ort-
Kontrolle 2015 noch einmal weniger Almfutterfliche ergeben hat. Es wurden daher zu Recht Sanktionen von der
Behdrde verhangt.

Daruber hinaus hat der BF in seinem Vorlageantrag lediglich darauf hingewiesen, dass er im Verfahren betreffend die
Direktzahlungen 2014 Beschwerde erhoben hat und die Beschwerdeentscheidung dem gegenstandlichen Verfahren zu
Grunde zu lagen ware. Da die Beschwerde betreffend das Antragsjahr 2014 mit Entscheidung des BVwWG vom
12.04.2018, ZI. W162 2176156-1, abgewiesen wurde, ergeben sich fir das Antragsjahr 2015 keine anderen
Auswirkungen, die gegenstandlich zu bertcksichtigen waren.

Aus den angeflihrten Griinden war spruchgemaR zu entscheiden.

Die Durchfiihrung einer mindlichen Verhandlung konnte entfallen, da eine weitere Kldrung der Rechtssache aus den
oben beschriebenen Griinden nicht zu erwarten war und Art. 47 GRC dem nicht entgegenstand. Letztlich handelte es
sich um die Beurteilung reiner Rechtsfragen, die auch nach der Rechtsprechung des EGMR keiner Erdrterung im
Rahmen einer mindlichen Verhandlung bedirfen; vgl. dazu mwN Senft, Verhandlungspflicht der Verwaltungsgerichte
aus grundrechtlicher Perspektive, ZVG 2014/6, 523 (534) sowie aktuell VWGH 21.12.2016, Ra 2016/04/0117-5. Der BF ist
den dem Bescheid zugrunde gelegten Feststellungen der belangten Behdrde nicht hinreichend konkret bzw.
substantiiert entgegengetreten und der entscheidungsrelevante Sachverhalt hat sich vor dem Hintergrund der
zitierten Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes als geklart erwiesen.Die Durchfiihrung einer miindlichen Verhandlung
konnte entfallen, da eine weitere Klarung der Rechtssache aus den oben beschriebenen Grinden nicht zu erwarten
war und Artikel 47, GRC dem nicht entgegenstand. Letztlich handelte es sich um die Beurteilung reiner Rechtsfragen,
die auch nach der Rechtsprechung des EGMR keiner Erdrterung im Rahmen einer miindlichen Verhandlung bedurfen;
vergleiche dazu mwN Senft, Verhandlungspflicht der Verwaltungsgerichte aus grundrechtlicher Perspektive, ZVG
2014/6, 523 (534) sowie aktuell VwGH 21.12.2016, Ra 2016/04/0117-5. Der BF ist den dem Bescheid zugrunde gelegten
Feststellungen der belangten Behdrde nicht hinreichend konkret bzw. substantiiert entgegengetreten und der
entscheidungsrelevante Sachverhalt hat sich vor dem Hintergrund der zitierten Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes
als geklart erwiesen.
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Zu B)

Gemal 8 25a Abs. 1 Verwaltungsgerichtshofgesetz 1985 (VwWGG), BGBI. Nr. 10/1985 idgF, hat das Verwaltungsgericht im
Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist.
Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.Gemaf3 Paragraph 25 a, Absatz eins, Verwaltungsgerichtshofgesetz 1985 (VWGG),
Bundesgesetzblatt Nr. 10 aus 1985, idgF, hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.

Die Revision ist gemald Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Ldsung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Zwar liegt fir den vorliegenden Fall noch keine
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes vor. Die Rechtslage ist jedoch so eindeutig, dass von einer Rechtsfrage
von grundsatzlicher Bedeutung nicht gesprochen werden kann; vgl. VwGH 28.02.2014, Ro 2014/16/0010 sowie VwWGH
28.05.2014, Ro 2014/07/0053.Die Revision ist gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung
nicht von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Zwar liegt fur den
vorliegenden Fall noch keine Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes vor. Die Rechtslage ist jedoch so
eindeutig, dass von einer Rechtsfrage von grundsatzlicher Bedeutung nicht gesprochen werden kann; vergleiche VwWGH
28.02.2014, Ro 2014/16/0010 sowie VWGH 28.05.2014, Ro 2014/07/0053.
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